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82 Vierte Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938. 
Vom 3. Mai 1939. 


Auf Grund des $ 23 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 (G. Bl. 
S. 285) wird folgendes verordnet: 
8 1 
In Gebäudeteilen, die bei Luftangriffen im beſonderen Maße der Brandgefahr ausgeſetzt ſind, 
iſt verboten: 
1. das Aufbewahren von Gerümpel, 
2. das übermäßige und feuerſicherheitswidrige Anſammeln von verbrauchbaren Gegenſtänden, 
3. das Abſtellen anderweitig unterbringbarer oder ſchwerbeweglicher Gebrauchsgegenſtände. 


82 
(1) Die Beſtimmungen dieſer Verordnung gelten nur für Gebäude, die innerhalb eines im Zu— 
ſammenhang gebauten Ortsteils liegen, und zwar: 
1. für Gebäude, die in geſchloſſener Bauweiſe errichtet ſind, ohne Ausnahme, 
2. für Gebäude, die in halboffener Bauweiſe errichtet ſind, wenn 
a) die Häuſergruppen mehr als zwei Vollgeſchoſſe beſitzen oder 
b) die Länge der Häuſergruppen 75 Meter überſchreitet oder 
c) der Abſtand der Häuſergruppen untereinander kleiner als 5 Meter iſt, 
3. für Gebäude, die in offener Bauweiſe errichtet ſind, wenn die überbaute Fläche insgeſamt 
größer als 1000 Quadratmeter iſt, 
4. für ſonſtige Gebäude, wenn es vom Ortspolizeiverwalter aus Gründen des Luftſchutzes an- 
geordnet wird. 
(2) Auf Kleinſiedlungen und Volkswohnungen, die nach Art der Kleinſiedlungen erbaut werden, 
finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung keine Anwendung. 


83 

(1) Brandgefährdete Gebäudeteile im Sinne des $ 1 find alle zu Abſtell- und Lagerzwecken be- 
nutzten Räume, die 

a) von der oberſten Vollgeſchoßdecke und den Dachflächen ganz oder teilweiſe umſchloſſen 
werden (Dachbodenräume), 

b) in Nebenzwecken dienenden Baulichkeiten (Nebenanlagen: Schuppen, Ställe, Werkſtätten, 
Waſchhäuſer, Lauben, Schutzdächer ujw.) vorhanden find, ſofern dieſe Baulichkeiten weniger 
als 5 Meter von Fenſtern der nach $ 2 zu entrümpelnden Gebäude entfernt liegen. 

(2) Gerümpel im Sinne des $ 1 Nr. 1 ſind alle brennbaren oder ſperrigen Gegenſtände, die für 
den Beſitzer dauernd entbehrlich oder für ihn nach der Verkehrsanſchauung geringwertig ſind. 

(3) Übermäßiges und feuerſicherheitswidriges Anſammeln im Sinne des § 1 Nr. 2 iſt eine An⸗ 
häufung von verbrauchbaren Gegenſtänden, die den in abſehbarer Zeit (im Höchſtfall in einem 
Jahr) zu erwartenden Bedarf überſteigt und die Ausbreitung eines Feuers begünſtigt oder die Brand- 
bekämpfung erſchwert. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 5. 1939.) 
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(4) Anderweitig unterbringbar im Sinne des $ 1 Nr. 3 ſind Gebrauchsgegenſtände, die ohne 
erheblichen Nachteil in weniger brandgefährdeten, von dem Beſitzer ebenfalls benutzten Gebäudeteilen 
des Hauſes aufbewahrt werden können; ſchwerbeweglich im Sinne des § 1 Nr. 3 find ſolche Ge⸗ 
brauchsgegenſtände, die bei Aufruf des Luftſchutzes nicht raſch von dem Beſitzer oder ſeinen ihm 
ſtändig zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräften in weniger brandgefährdete Gebäudeteile gebracht 
werden können. 
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Gegenſtände, die von dem Verbot des § 1 nicht betroffen werden, müſſen in den im § 3 ge 
nannten Räumen ſo gelagert werden, daß ſie die Überſichtlichkeit und Zugänglichkeit der Räume nicht 
beeinträchtigen. Leicht entzündliches Material iſt ſo zu verpacken oder zu bündeln, daß es ſchnell 
entfernt werden kann. 

8 5 
(J Die Überwachung der Durchführung dieſer Verordnung obliegt dem örtlichen Polizeiverwalter. 
(2) Die Durchführung dieſer Verordnung in öffentlichen Dienſtſtellen regelt der Senat. 


8 6 
Der Ortspolizeiverwalter kann in Einzelfällen Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Verord⸗ 
nung zulaſſen, wenn die Durchführung offenſichtlich zu einer Härte führen würde, die in einem ſtarken 
Mißverhältnis zu der Gefahr für die Allgemeinheit ſteht. 


8 7 
Der Ortspolizeiverwalter kann die zur Durchführung dieſer Verordnung notwendigen Maßnahmen 
im Wege polizeilicher Verfügung durchſetzen. Inſoweit bleibt die Beſtimmung des 8 6 der Rechts⸗ 
verordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 285) unberührt. Die Beſtim⸗ 
mungen des § 21 und 22 der genannten Rechtsverordnung finden entſprechende Anwendung. 


8 8 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 3. Mai 1939. 


A. III. L. Der Senat der Freien Stadt Danzig 
66 00 V/39, Greiſer Huth 
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